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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

EUROPÄISCHES PARLAMENT UND RAT

EMPFEHLUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 4. April 2001

zur Festlegung von Mindestkriterien für Umweltinspektionen in den Mitgliedstaaten

(2001/331/EG)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (2),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3), aufgrund
des vom Vermittlungsausschuss am 8. Januar 2001 gebilligten
gemeinsamen Entwurfs,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Entschließung des Rates und der im Rat verei-
nigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten
vom 1. Februar 1993 über ein Gemeinschaftsprogramm
für Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung (4) und im
Beschluss Nr. 2179/98/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates (5) über seine Überprüfung wird die
Bedeutung der Durchführung des Umweltrechts der
Gemeinschaft auf der Grundlage des Konzepts der
gemeinsamen Verantwortung hervorgehoben.

(2) In der Mitteilung der Kommission vom 5. November
1996 an den Rat der Europäischen Union und das
Europäische Parlament über die Durchführung des
Umweltrechts der Gemeinschaft wurde insbesondere in
Absatz 29 die Ausarbeitung von Leitlinien auf Gemein-
schaftsebene mit dem Ziel vorgeschlagen, die Mitglied-
staaten bei der Durchführung von Inspektionen zu

unterstützen und dadurch die derzeitigen großen Unter-
schiede zwischen den Inspektionssystemen der einzelnen
Mitgliedstaaten zu verringern.

(3) In der Entschließung des Rates vom 7. Oktober 1997
zur Formulierung, Durchführung und Durchsetzung des
Umweltrechts der Gemeinschaft (6) wurde die Kommis-
sion ersucht, dem Rat insbesondere auf der Grundlage
der Arbeiten des EU-Netzes für die Anwendung und
Durchsetzung des Umweltrechts (IMPEL) Mindestkrite-
rien und/oder Leitlinien für Inspektionsaufgaben auf
Ebene der Mitgliedstaaten und mögliche Wege ihrer
praktischen Überwachung durch die Mitgliedstaaten zur
Prüfung vorzulegen, um eine einheitliche praktische
Anwendung und Durchsetzung des Umweltrechts zu
gewährleisten; der diesbezügliche Vorschlag der
Kommission wurde unter Berücksichtigung des von
IMPEL im November 1997 unter dem Titel „Minimum
Criteria for Inspections“ erstellten Berichts ausgearbeitet.

(4) In der Entschließung vom 14. Mai 1997 zur Mitteilung
der Kommission forderte das Parlament Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft über Umweltinspektionen.
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss und der Ausschuss
der Regionen befürworteten die Mitteilung der Kommis-
sion und unterstrichen dabei die Bedeutung von
Umweltinspektionen.

(5) In den Mitgliedstaaten bestehen bereits unterschiedliche
Inspektionssysteme und -verfahren, und diese Systeme
und Verfahren sollten, wie dies in der Entschließung des
Rates vom 7. Oktober 1997 zum Ausdruck gebracht
wurde, nicht durch ein Inspektionssystem auf Gemein-
schaftsebene ersetzt werden; die Mitgliedstaaten sollten
weiterhin die Verantwortung für die Umweltinspektions-
aufgaben tragen.

(1) ABl. C 169 vom 16.6.1999, S. 12.
(2) ABl. C 374 vom 23.12.1999, S. 48.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 16. September

1999 (ABl. C 54 vom 25.2.2000, S. 92), Gemeinsamer Standpunkt
des Rates vom 30. März 2000 (ABl. C 137 vom 16.5.2000, S. 1)
und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2000 (noch
nicht im Amtsblatt veröffentlicht). Beschluss des Europäischen Parla-
ments vom 1. Februar 2001 und Beschluss des Rates vom 26.
Februar 2001.

(4) ABl. C 138 vom 17.5.1993, S. 1.
(5) ABl. L 275 vom 10.10.1998, S. 1. (6) ABl. C 321 vom 22.10.1997, S. 1.
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(6) Die Europäische Umweltagentur kann die Mitglied-
staaten bei der Ausarbeitung, der Einrichtung und dem
Ausbau ihrer Systeme für die Überwachung der Einhal-
tung von Umweltvorschriften beraten und die Kommis-
sion und die Mitgliedstaaten bei der Überwachung der
Einhaltung von Umweltvorschriften durch Hilfe bei der
Berichterstattung unterstützen, damit eine koordinierte
Berichterstattung erfolgt.

(7) Das Vorhandensein von Inspektionssystemen und die
effiziente Durchführung von Inspektionen schrecken vor
Übertretungen der Umweltvorschriften ab, da den
Behörden dadurch die Ermittlung von Verstößen und die
Durchsetzung von Umweltvorschriften mit Hilfe von
Sanktionen oder sonstigen Mitteln ermöglicht wird.
Inspektionen bilden somit ein unerlässliches Glied des
Regelwerks und ein effizientes Instrument, mit dem ein
Beitrag zu einer konsequenteren Durchführung und
Durchsetzung des gemeinschaftlichen Umweltrechts in
der ganzen Gemeinschaft geleistet werden kann und
Wettbewerbsverzerrungen verhütet werden können.

(8) Die Inspektionssysteme und -mechanismen der Mitglied-
staaten sind derzeit nicht nur hinsichtlich ihrer Kapazi-
täten zur Durchführung der Inspektionsarbeiten,
sondern auch hinsichtlich der Ziele und des Inhalts der
Inspektionsaufgaben sehr unterschiedlich; in manchen
Mitgliedstaaten sind solche Aufgaben noch gar nicht
eingeführt worden; dies ist angesichts der Ziele einer
effizienten und konsequenteren Durchführung, prakti-
schen Anwendung und Durchsetzung der Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft für den Umweltschutz unbe-
friedigend.

(9) In diesem Stadium sollten deshalb Leitlinien in Form von
Mindestkriterien ausgearbeitet werden, die als gemein-
same Grundlage für die Durchführung von Umweltin-
spektionsaufgaben in den Mitgliedstaaten dienen
würden.

(10) Die Mitgliedstaaten sind aufgrund der Umweltvor-
schriften der Gemeinschaft gehalten, Anforderungen
hinsichtlich bestimmter Emissionen, Ableitungen und
Tätigkeiten anzuwenden. Mindestkriterien für die Orga-
nisation und Durchführung der Inspektionen sollten in
den Mitgliedstaaten in einem ersten Stadium für alle
Industrieanlagen und sonstige Unternehmen und
Einrichtungen angewandt werden, deren Emissionen in
die Luft und/oder Ableitungen in Gewässer und/oder
Abfallentsorgungs- bzw. Abfallverwertungstätigkeiten
aufgrund des Gemeinschaftsrechts einer Genehmigung,
Erlaubnis oder Lizenz bedürfen.

(11) Bei den Inspektionen sollte die Aufteilung der Zuständig-
keiten in den Mitgliedstaaten auf die Genehmigungs-
und Inspektionsdienste berücksichtigt werden.

(12) Um dieses Inspektionssystem effizient zu gestalten,
sollten die Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, dass die
Umweltinspektionstätigkeiten im Voraus geplant
werden.

(13) Besichtigungen vor Ort stellen einen wichtigen Teil der
Umweltinspektionen dar.

(14) Die von den Betreibern von Industrieanlagen zur Verfü-
gung gestellten und im Rahmen des Gemeinschaftssys-
tems für das Umweltmanagement und die Umweltbe-
triebsprüfung erfassten Daten und Unterlagen könnten
eine zweckdienliche Informationsquelle für Umweltin-
spektionen darstellen.

(15) Um Schlussfolgerungen aus Inspektionen vor Ort zu
ziehen, sollten regelmäßig Berichte erstellt werden.

(16) Die Berichterstattung über Inspektionstätigkeiten und
der Zugang der Öffentlichkeit zu den betreffenden
Berichten sind wichtige Mittel, mit denen die Transpa-
renz und die Beteiligung der Bürger, Nichtregierungsor-
ganisationen und sonstiger an der Durchführung des
Umweltrechts der Gemeinschaft Interessierter
gewährleistet werden kann. Der Zugang zu diesen Infor-
mationen muss den Vorschriften der Richtlinie 90/
313/EWG des Rates vom 7. Juni 1990 über den freien
Zugang zu Informationen über die Umwelt (1) entspre-
chen.

(17) Die Mitgliedstaaten sollten einander bei der Durchfüh-
rung dieser Empfehlung Amtshilfe leisten. Die Mitglied-
staaten können zur Förderung bewährter Praktiken in
der Gemeinschaft beitragen, indem sie in Zusammenar-
beit mit IMPEL ein Berichts- und Beratungssystem in
Bezug auf die Inspektionen und Inspektionsverfahren
einführen.

(18) Die Mitgliedstaaten sollten dem Rat und der Kommis-
sion über ihre Erfahrungen mit der Umsetzung dieser
Empfehlung berichten; die Kommission wird das
Europäische Parlament regelmäßig darüber unterrichten.

(19) Die Kommission sollte die Einhaltung und Effizienz
dieser Empfehlung überwachen und dem Europäischen
Parlament und dem Rat hierüber so bald wie möglich
Bericht erstatten, nachdem ihr die Berichte der Mitglied-
staaten zugegangen sind.

(20) Es sollte gefördert werden, dass IMPEL und die Mitglied-
staaten in Kooperation mit der Kommission weitere
Arbeiten in Bezug auf die besten Praktiken bei der Quali-
fikation und der Ausbildung von Umweltinspektoren
durchführen.

(21) Im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niederge-
legten Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
und in Anbetracht der unterschiedlichen Inspektions-
systeme und -mechanismen in den Mitgliedstaaten lassen
sich die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahmen am
besten durch Richtungsweisung auf Ebene der Gemein-
schaft verwirklichen.

(22) Unter Berücksichtigung der bei der Umsetzung dieser
Empfehlung gemachten Erfahrungen, der künftigen
Arbeit von IMPEL und der Ergebnisse der Evaluierungs-
systeme, die in dieser Empfehlung vorgesehen sind,
sollte die Kommission nach Erhalt der Berichte der
Mitgliedstaaten in Erwägung ziehen, für den Anwen-
dungsbereich und den Sachgehalt der Umweltinspek-
tionen Mindestkriterien auszuarbeiten und weitere
Vorschläge zu unterbreiten, die gegebenenfalls einen
Richtlinienvorschlag umfassen könnten —

(1) ABl. L 158 vom 23.6.1990, S. 56.
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EMPFEHLEN:

I

Zweck

Umweltinspektionsaufgaben sollten in den Mitgliedstaaten
hinsichtlich Organisation, Ausführung, Folgemaßnahmen und
Veröffentlichung ihrer Ergebnisse nach bestimmten Mindestkri-
terien durchgeführt werden, wodurch die Einhaltung des
Umweltrechts der Gemeinschaft in allen Mitgliedstaaten verbes-
sert und zu einer konsequenteren Anwendung und Durchset-
zung dieses Rechts beigetragen wird.

II

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) a) Diese Empfehlung gilt für Inspektionen der Umweltleis-
tungen aller Industrieanlagen oder sonstiger Unter-
nehmen und Einrichtungen, deren Emissionen in die
Luft und/oder Ableitungen in Gewässer und/oder Abfall-
entsorgungs- bzw. Abfallverwertungstätigkeiten
aufgrund des Gemeinschaftsrechts unbeschadet spezifi-
scher Inspektionsbestimmungen des geltenden Gemein-
schaftsrechts einer Genehmigung, Erlaubnis oder Lizenz
bedürfen.

b) Für die Zwecke dieser Empfehlung werden sämtliche
Anlagen und sonstige Unternehmen und Einrichtungen
nach Buchstabe a) nachstehend „kontrollierte Anlagen“
genannt.

(2) Im Sinne dieser Empfehlung bedeutet „Umweltinspek-
tion“ eine Tätigkeit, die je nach Fall Folgendes zum Ziele hat:

a) Prüfung und Förderung der Einhaltung der in den Rechts-
vorschriften der Gemeinschaft festgelegten einschlägigen
Umweltanforderungen, wie sie in nationales Recht umge-
setzt sind oder im Rahmen der nationalen Rechtsordnung
angewandt werden (nachstehend „EG-Rechtsanforderungen“
genannt), durch die kontrollierten Anlagen;

b) Überwachung der Auswirkungen der kontrollierten Anlagen
auf die Umwelt, um festzustellen, ob weitere Inspektions-
oder Durchsetzungsmaßnahmen (einschließlich der Ausstel-
lung, der Änderung oder des Entzugs einer Genehmigung,
Erlaubnis oder Lizenz) erforderlich sind, um die Überein-
stimmung mit den EG-Rechtsanforderungen zu gewährleis-
ten;

c) Durchführung von Tätigkeiten zu den vorstehend
genannten Zwecken einschließlich:

— Besichtigungen vor Ort,

— Überwachung der Einhaltung der Umweltqualitäts-
normen,

— Berücksichtigung von Berichten und Erklärungen über
die Umweltbetriebsprüfung,

— Berücksichtigung und Prüfung jeglicher Selbstüberwa-
chungsmaßnahmen, die von den Betreibern kontrol-
lierter Anlagen oder in deren Auftrag durchgeführt
werden,

— Beurteilung der in den kontrollierten Anlagen durchge-
führten Tätigkeiten und Maßnahmen,

— Prüfung der Betriebsräume und der entsprechenden
Ausstattung (einschließlich der Eignung ihrer Wartung)
sowie der Eignung des Managementsystems vor Ort,

— Prüfung der einschlägigen Register der Betreiber von
kontrollierten Anlagen.

(3) Umweltinspektionen einschließlich Besichtigungen vor
Ort können wie folgt durchgeführt werden:

a) routinemäßig, d. h. im Rahmen eines planmäßigen Inspekti-
onsprogramms, oder

b) nicht routinemäßig, d. h. im Fall von Beschwerden, im
Zusammenhang mit der Ausstellung, Erneuerung oder
Änderung einer Genehmigung, Erlaubnis oder Lizenz oder
bei Untersuchungen nach Unfällen, Zwischenfällen und
Nichteinhaltung von Anforderungen.

(4) a) Umweltinspektionen können von jeder Behörde auf
nationaler, regionaler oder lokaler Ebene durchgeführt
werden, wenn diese von dem betreffenden Mitgliedstaat
eingesetzt oder benannt wurde und für die Angelegen-
heiten im Geltungsbereich dieser Empfehlung verant-
wortlich ist.

b) Die unter Buchstabe a) erwähnten Stellen können in
Übereinstimmung mit ihren innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften die in dieser Empfehlung festgelegten Aufgaben
unter ihrer Autorität und Aufsicht jeder anderen juristi-
schen Person — des öffentlichen oder privaten Rechts —
übertragen, sofern diese kein persönliches Interesse am
Ergebnis der von ihr durchgeführten Inspektionen hat.

c) Die unter den Buchstaben a) und b) genannten Stellen
werden als „Inspektionsbehörden“ bezeichnet.

(5) Im Sinne dieser Empfehlung ist ein „Betreiber einer
kontrollierten Anlage“ eine natürliche oder juristische Person,
die eine kontrollierte Anlage betreibt oder leitet, oder, sofern
dies in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen ist,
der die entscheidende wirtschaftliche Verfügungsgewalt über
das technische Funktionieren der kontrollierten Anlage über-
tragen wurde.

III

Organisation und Durchführung der Umweltinspektionen

(1) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass Umwelt-
inspektionen darauf ausgerichtet sind, ein hohes Umwelt-
schutzniveau sicherzustellen, und dafür sorgen, dass Umweltin-
spektionen kontrollierter Anlagen gemäß den Abschnitten IV
bis VIII dieser Empfehlung geplant und durchgeführt werden.

(2) Die Mitgliedstaaten sollten einander bei der Durchfüh-
rung der in dieser Empfehlung festgelegten Leitlinien Amtshilfe
leisten, indem sie die einschlägigen Informationen und gegebe-
nenfalls Inspektionsbeamte austauschen.

(3) Zur Verhinderung illegaler grenzübergreifender Umwelt-
praktiken sollten die Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit
IMPEL die Koordinierung der Inspektionen hinsichtlich der
Anlagen und Tätigkeiten fördern, die erhebliche grenzüber-
schreitende Auswirkungen haben können.
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(4) Zur Förderung bewährter Praktiken in der Gemeinschaft
können die Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit IMPEL die
Einführung eines Systems in Erwägung ziehen, in dessen
Rahmen die Mitgliedstaaten über Inspektionen und Inspekti-
onsverfahren in den Mitgliedstaaten berichten und diesbezüg-
liche Ratschläge erteilen, wobei den unterschiedlichen
Systemen und Rahmenbedingungen in den Mitgliedstaaten
Rechnung zu tragen ist, und den betroffenen Mitgliedstaaten
über ihre Ergebnisse berichten.

IV

Pläne für Umweltinspektionen

(1) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass Umwelt-
inspektionstätigkeiten im Voraus geplant werden, indem jeder-
zeit ein Plan oder Pläne solcher Inspektionen für das ganze
Gebiet des Mitgliedstaats und alle darin niedergelassenen
kontrollierten Anlagen verfügbar sind. Dieser Plan oder diese
Pläne sollten der Öffentlichkeit gemäß der Richtlinie 90/
313/EWG zugänglich sein.

(2) Dieser Plan oder diese Pläne können auf nationaler,
regionaler oder lokaler Ebene erstellt werden, doch sollten die
Mitgliedstaaten gewährleisten, dass der Plan oder die Pläne für
alle Umweltinspektionen kontrollierter Anlagen in ihrem
Gebiet gelten und die in Abschnitt II Nummer 4 erwähnten
Behörden zur Durchführung dieser Inspektionen benannt
werden.

(3) Den Plänen für Umweltinspektionen sollte Folgendes
zugrunde liegen:

a) die einzuhaltenden EG-Rechtsanforderungen,

b) ein Register der im Geltungsbereich des Planes niedergelas-
senen kontrollierten Anlagen,

c) eine allgemeine Beurteilung der wichtigen Umweltprobleme
im Geltungsgebiet des Planes und eine allgemeine Bewer-
tung des Standes der Einhaltung der EG-Rechtsanforde-
rungen durch die kontrollierten Anlagen,

d) gegebenenfalls Einzelheiten über frühere Inspektionstätig-
keiten und bei solchen Tätigkeiten erfasste Daten.

(4) Die Pläne für Umweltinspektionen sollten

a) auf die Inspektionstätigkeiten der zuständigen Behörden und
auf die kontrollierten Anlagen sowie die Risiken und
Umweltauswirkungen ihrer Emissionen und Ableitungen
zugeschnitten sein;

b) den verfügbaren einschlägigen Informationen über spezifi-
sche Standorte oder Typen von kontrollierten Anlagen
Rechnung tragen, beispielsweise den Berichten der Betreiber
kontrollierter Anlagen an die Behörden, Selbstüberwa-
chungsdaten, Informationen für die Umweltbetriebsprüfung
und Umwelterklärungen, insbesondere denjenigen von
kontrollierten Anlagen, die in das Register des Gemein-
schaftssystems für das Umweltmanagement und die
Umweltbetriebsprüfung (EMAS) aufgenommen wurden,
Ergebnissen früherer Inspektionen und im Rahmen der
Überwachung der Umweltqualität erstellten Berichten.

(5) Ein Umweltinspektionsplan sollte mindestens Folgendes
enthalten:

a) Definition seines geografischen Geltungsbereichs (das ganze
Gebiet eines Mitgliedstaats oder ein Teil desselben);

b) Geltungsdauer (zum Beispiel ein Jahr);

c) spezifische Bestimmungen für seine Überarbeitung;

d) spezifische Standorte oder Typen der kontrollierten
Anlagen;

e) Beschreibung der Programme für routinemäßige Umweltin-
spektionen unter Berücksichtigung der Umweltrisiken; gege-
benenfalls sollten diese Programme die Häufigkeit der
Besichtigungen vor Ort für die verschiedenen Typen von
kontrollierten Anlagen oder diejenigen, die angegeben sind,
einschließen;

f) Festlegung und Beschreibung der Verfahren für nicht routi-
nemäßige Umweltinspektionen bei Beschwerden, Unfällen,
Zwischenfällen, Nichteinhaltung von Vorschriften sowie zu
Genehmigungszwecken;

g) erforderlichenfalls Vorkehrungen zur Koordinierung der
Tätigkeit verschiedener Inspektionsbehörden.

V

Besichtigungen vor Ort

(1) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass für alle
Besichtigungen vor Ort die nachstehenden Kriterien angewandt
werden:

a) angemessene Prüfung der Einhaltung der für die betreffende
Inspektion geltenden EG-Rechtsanforderungen;

b) falls die Besichtigung von mehr als einer Umweltinspekti-
onsbehörde durchgeführt wird, Austausch von Informa-
tionen über die Tätigkeiten der beteiligten Stellen und so
weit wie möglich Koordinierung von Besichtigungen vor
Ort mit sonstigen Umweltinspektionstätigkeiten;

c) die Ergebnisse der Besichtigungen sind in Berichten wieder-
zugeben, die nach Abschnitt VI erstellt und erforderlichen-
falls zwischen den zuständigen Inspektions-, Durchsetzungs-
und sonstigen Behörden auf nationaler, regionaler oder
lokaler Ebene ausgetauscht werden;

d) Inspektoren oder sonstige, zur Durchführung der Besichti-
gungen ermächtigte Beamte müssen zur Durchführung der
Umweltinspektion ein Recht auf Zugang zu den Standorten
und Informationen haben.

(2) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass diese
Besuche von den Inspektionsbehörden im Rahmen ihrer routi-
nemäßigen Umweltinspektionen regelmäßig durchgeführt und
für die Besichtigungen vor Ort folgende zusätzliche Kriterien
angewandt werden:

a) Prüfung des ganzen Bereichs der relevanten Umweltauswir-
kungen gemäß den geltenden EG-Rechtsanforderungen, den
Umweltinspektionsprogrammen und den organisatorischen
Regelungen der Inspektionsstellen;

b) Förderung und Vertiefung der Kenntnisse der Betreiber über
die einschlägigen EG-Rechtsanforderungen und empfind-
liche Umweltbereiche sowie die Auswirkungen ihrer Tätig-
keiten auf die Umwelt;
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c) Berücksichtigung der Gefahren für und die Auswirkungen
auf die Umwelt durch die kontrollierten Anlagen, um die
Wirksamkeit bereits erteilter Genehmigungen, Erlaubnisse
oder Lizenzen zu beurteilen und festzustellen, ob Verbesse-
rungen oder sonstige Änderungen der geltenden Anforde-
rungen notwendig sind.

(3) Ferner sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass unter
folgenden Umständen nichtroutinemäßige Besichtigungen vor
Ort vorgenommen werden:

a) bei der Untersuchung infolge von ernst zu nehmenden
Umweltbeschwerden durch die zuständige Inspektionsbe-
hörde möglichst bald nach Eingang dieser Beschwerden bei
den zuständigen Behörden;

b) bei der Untersuchung ernst zu nehmender Umweltunfälle,
Zwischenfälle und Nichteinhaltung von Vorschriften
möglichst bald nach deren Bekanntgabe an die zuständige
Inspektionsbehörde;

c) gegebenenfalls bei der Untersuchung der Frage, ob und
unter welchen Bedingungen für einen Prozess oder eine
Tätigkeit in einer kontrollierten Anlage oder am Standort
einer solchen eine erste Genehmigung, Erlaubnis oder
Lizenz erteilt werden soll oder zur Sicherstellung der Einhal-
tung der Anforderungen einer Genehmigung, Erlaubnis oder
Lizenz nach deren Ausstellung und vor Aufnahme einer
Tätigkeit;

d) gegebenenfalls vor der Wiederausstellung, Erneuerung oder
Änderung von Genehmigungen, Erlaubnissen oder
Lizenzen.

VI

Berichte und Schlussfolgerungen nach Besichtigungen vor
Ort

(1) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass die
Inspektionsbehörden nach jeder Besichtigung vor Ort in identi-
fizierbarer Form und in elektronischen Dateien die Inspektions-
daten und ihre Feststellungen hinsichtlich der Einhaltung der
EG-Rechtsanforderungen, eine Evaluierung dieser Einhaltung
und die Schlussfolgerung, ob weitere Maßnahmen erforderlich
sind, beispielsweise Durchsetzungsverfahren, einschließlich
Sanktionen, die Ausstellung einer neuen oder geänderten
Genehmigung, Erlaubnis oder Lizenz oder weitere Inspektions-
tätigkeiten und Besichtigungen vor Ort, verarbeiten oder spei-
chern. Die Berichte sollten so rasch wie möglich ausgearbeitet
werden.

(2) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass solche
Berichte in geeigneter Weise abgefasst und in einer ohne
weiteres zugänglichen Datenbank gespeichert werden. Die voll-
ständigen Berichte bzw., soweit dies praktisch nicht möglich
ist, die Schlussfolgerungen solcher Berichte sind dem Betreiber
der betreffenden kontrollierten Anlage mitzuteilen und der
Öffentlichkeit gemäß der Richtlinie 90/313/EWG zugänglich
zu machen. Diese Berichte sollten binnen zwei Monaten ab der
Inspektion öffentlich verfügbar sein.

VII

Untersuchungen bei ernsthaften Unfällen, Zwischenfällen
und Nichteinhaltung

Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass die Inspektions-
behörde bei ernsthaften Unfällen, Zwischenfällen und Nichtein-
haltung von EG-Rechtsvorschriften eine Untersuchung durch-

führt, und zwar unabhängig davon, ob sie infolge einer
Beschwerde oder auf anderem Wege von dem Vorfall unter-
richtet wird, um

a) die Ursachen des Vorfalls und seine Auswirkungen auf die
Umwelt, gegebenenfalls die Verantwortung und mögliche
Haftung für den Vorfall selbst und seine Folgen zu ermitteln
und Schlussfolgerungen an die für die Durchsetzung zustän-
dige Behörde, wenn dies nicht die Inspektionsbehörde selbst
ist, zu übermitteln;

b) die Umweltauswirkungen des Vorfalls zu mindern und so
weit wie möglich zu beheben, indem geeignete, von dem
Betreiber (den Betreibern) und den Behörden zu ergreifende
Maßnahmen festgelegt werden;

c) Maßnahmen festzulegen, mit denen weitere Unfälle,
Zwischenfälle und mangelnde Einhaltung der Vorschriften
vermieden werden können;

d) gegebenenfalls Durchsetzungsmaßnahmen oder Sanktionen
zu veranlassen;

e) sicherzustellen, dass der Betreiber angemessene Folgemaß-
nahmen trifft.

VIII

Berichterstattung über Umwelttätigkeiten im Allgemeinen

(1) Die Mitgliedstaaten sollen der Kommission zwei Jahre
nach dem Tag der Veröffentlichung dieser Empfehlung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften über ihre Erfahrung
bei dem Umgang mit der Empfehlung berichten, wobei sie, so
weit möglich, alle von regionalen und lokalen Überwachungs-
behörden erhältlichen Informationen nutzen.

(2) Diese Berichte sollten der Öffentlichkeit und der
Kommission verfügbar sein und insbesondere folgende Infor-
mationen umfassen:

a) Daten über den Aufwand an Personal und sonstigen
Ressourcen der Inspektionsbehörden;

b) Einzelheiten über Rolle und Leistung der Inspektionsbe-
hörden bei der Festlegung und Durchführung der Inspekti-
onspläne;

c) zusammenfassende Daten über die durchgeführten Umwelt-
inspektionen einschließlich der Zahl der Besichtigungen vor
Ort, des Anteils der besichtigten kontrollierten Anlagen
(nach Anlagetyp) und einer Schätzung der zeitlichen Dauer
bis zur Inspektion aller kontrollierten Anlagen des betref-
fenden Typs;

d) zusammenfassende Daten über den Grad der Einhaltung der
EG-Rechtsanforderungen durch die kontrollierten Anlagen
auf der Grundlage der durchgeführten Inspektionen;

e) Zusammenfassung — mit Zahlenangaben — der im
Anschluss an schwerwiegende Beschwerden, Unfälle,
Zwischenfälle und mangelnde Einhaltung ergriffenen
Maßnahmen;

f) Beurteilung des Erfolgs oder Misserfolgs der für die betref-
fende Inspektionsstelle aufgestellten Inspektionspläne und
Empfehlungen für künftige Pläne.
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IX

Überprüfung und Ausbau der Empfehlung

(1) Die Kommission sollte die Anwendung und Wirksamkeit
dieser Empfehlung so bald wie möglich nach Erhalt der in
Abschnitt VIII genannten Berichte mit der Absicht überprüfen,
die Mindestkriterien unter Berücksichtigung der bei ihrer
Anwendung gemachten Erfahrungen zu verbessern, wobei allen
weiteren Beiträgen der interessierten Parteien einschließlich
IMPEL und der Europäischen Umweltagentur Rechnung zu
tragen ist. Danach sollte die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat einen Bericht vorlegen, dem gegebe-
nenfalls ein Vorschlag für eine Richtlinie beigefügt ist. Das
Europäische Parlament und der Rat werden einen solchen
Vorschlag unverzüglich prüfen.

(2) Die Kommission wird ersucht, in Zusammenarbeit mit
IMPEL und anderen interessierten Parteien so bald wie möglich
Mindestkriterien in Bezug auf die Qualifikation von Umweltin-
spektoren auszuarbeiten, die befugt sind, für die Inspektionsbe-
hörden oder unter deren Aufsicht Umweltinspektionen durch-
zuführen.

(3) Die Mitgliedstaaten sollten so bald wie möglich in
Zusammenarbeit mit IMPEL, der Kommission und anderen
interessierten Parteien Ausbildungsprogramme entwickeln, um
den Bedarf an qualifizierten Umweltinspektoren zu decken.

X

Durchführung

Die Mitgliedstaaten sollten die Kommission spätestens zwölf
Monate nach Veröffentlichung dieser Empfehlung im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften von der Umsetzung dieser
Empfehlung sowie von den Einzelheiten hinsichtlich der bereits
eingeführten oder geplanten Umweltinspektionsmechanismen
unterrichten.

Geschehen zu Luxemburg am 4. April 2001.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Die Präsidentin

N. FONTAINE

Im Namen des Rates

Der Präsident

R. ROSENGREN


